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52. Ordnung zur Änderung der KAVO 
 
 
 
Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) vom 18. Januar 2008 (KA 2008 
Nr. 38) i. d. Fassung vom 10. November 2020 (KA 2020 Nr. 205) wird wie folgt geändert: 
 
 

I. Änderung der KAVO 
 
1. In § 13 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a wird die Angabe „Entgeltgruppen 1 bis 9“ durch die 

Angabe „Entgeltgruppen 1 bis 9b“und die Angabe „Entgeltgruppen 10 bis 15“ 
durch die Angabe „Entgeltgruppen 9c bis 15“ ersetzt. 

 
2. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 
Eingruppierung 

 
(1) 1Die Eingruppierung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters richtet sich nach 

den Tätigkeitsmerkmalen der Anlagen 4a, 4c oder 4d. 2Die Mitarbeiterin oder 
der Mitarbeiter erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie bzw. er ein-
gruppiert ist.  

(2) 1Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, 
deren Tätigkeitsmerkmale die gesamte von ihr bzw. ihm nicht nur vorüberge-
hend auszuübende Tätigkeit entspricht. 2Die gesamte auszuübende Tätigkeit 
entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich min-
destens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die An-
forderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale 
dieser Entgeltgruppe erfüllen. 3Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Re-
gel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z.B. 
vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob 
diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 4Werden in ei-
nem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 be-
stimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für 
jede Anforderung. 5Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 
abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 6Ist in einem Tätigkeits-
merkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der Mitarbeiterin 
oder des Mitarbeiters bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein. 

Protokollerklärung zu Absatz 2: 
1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsar-
beiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der Mitarbeiterin oder des Mitar-
beiters, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis 
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führen (z.B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs oder eines An-
trags, Betreuung einer Person oder Personengruppe, Durchführung einer Un-
terhaltungs- oder Instandsetzungsarbeit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist 
als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich 
nicht aufgespalten werden. 3Eine Anforderung im Sinne der Sätze 2 und 3 ist 
auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit 
aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.  

(3) Die Entgeltgruppe der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ist im Arbeitsvertrag 
anzugeben.“ 

 
3. Die Protokollerklärung zu § 16 wird wie folgt neu gefasst:  

„Protokollerklärung zu § 16: 
Soweit im Teil I der KAVO auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, 
entspricht 
 

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe 
2 S 2 
4 S 3 
5 S 4 
6 S 5 
8 S 6 bis S 8b 
9a S 9 bis S 11a 
9b S 11b bis S 13 
9c S 14 
10 S 15 und S 16 
11 S 17 
12 S 18“ 

 
4. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 
Eingruppierung in besonderen Fällen 

 
(1)  1Ist der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter eine andere, höherwertige Tätigkeit 

nicht übertragen worden, hat sich aber die ihr oder ihm übertragene Tätigkeit 
(§ 16 Abs. 2 Satz 1) nicht nur vorübergehend derart geändert, dass sie den 
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer oder seiner bisherigen Entgelt-
gruppe entspricht (§ 16 Abs. 2 Sätze 2 bis 6), und hat die Mitarbeiterin oder 
der Mitarbeiter die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang 
ausgeübt, ist sie oder er mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in 
der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegenden sechs Ka-
lendermonate gilt § 18 Abs. 1 sinngemäß. 
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(2)  1Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeits-
befreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf 
eine Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen 
unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Mo-
naten eingerechnet. 2Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer Unter-
brechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der 
Unterbrechung von neuem. 

(3)  Wird der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter vor Ablauf der sechs Monate wie-
der eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer oder seiner 
bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 18 Absatz 1 sinngemäß.“ 

 
5. Nach § 17 wird folgende Protokollerklärung eingefügt: 

„Protokollerklärung zu §§ 16, 17: 
Die Grundsätze der korrigierenden Rückgruppierung bleiben unberührt.“ 

 
6. § 18 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die persönliche Zulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu 
dem Tabellenentgelt, das sich bei dauerhafter Übertragung nach § 21 Abs. 4 Satz 
1 ergeben hätte.“ 

 
7. § 21 wird zum 1. Januar 2019 wie folgt geändert: 

 
a. In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „Entgeltgruppen 9 bis 15“ durch die An-

gabe „Entgeltgruppen 9a bis 15“ ersetzt. 
 

b. Die Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 3 wird gestrichen. 
 
8. § 21 wird zum 1. März 2019 wie folgt geändert: 

 
a. Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus den Entgeltgruppen 
2 bis 14 werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gleichen Stufe 
zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben, min-
destens jedoch der Stufe 2. 2Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgelt-
gruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 3Bei einer 
Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die Mitarbeiterin oder 
der Mitarbeiter der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzu-
ordnen. 4Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Mo-
nats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende 
Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 3 festgelegten Stufe der betref-
fenden Entgeltgruppe.“ 
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b.  Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 4a eingefügt: 
„(4a)  1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus der Entgeltgruppe 

1 werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindes-
tens jedoch der Stufe 2. 2Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nicht 
in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe hö-
hergruppiert, ist das Tabellenentgelt für jede dazwischen liegende Entgelt-
gruppe nach Satz 1 zu berechnen. 3Die Stufenlaufzeit in der höheren 
Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 4Die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in dem die 
Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in 
Satz 1 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe.“ 

 
c.  Nach Absatz 4a wird folgender neuer Absatz 4b eingefügt:  

„(4b)  1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe der Anlage 4c werden 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gleichen Stufe zugeordnet, die 
sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben. 2Beträgt bei Höher-
gruppierungen innerhalb der Anlage 4c der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach § 21 Abs. 
4 Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe  
-  in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b weniger als ab 1. März 2018 60,86 

Euro, ab 1. April 2019 62,74 Euro und ab 01. März 2020 63,41 Euro,  
-  in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18 weniger als ab 1. März 2018 97,40 

Euro , ab 1. April 2019 100,41 Euro und ab 1. März 2020 101,47 Euro, 

erhält die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter während der betreffenden 
Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den vorgenannten je-
weils zustehenden Garantiebetrag. 3Wird die Mitarbeiterin oder der Mit-
arbeiter nicht in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende 
Entgeltgruppe höhergruppiert, gilt Satz 2 mit der Maßgabe, dass auf das 
derzeitige Tabellenentgelt und das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 
abzustellen ist, in die die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter höhergrup-
piert wird.“ 
 

d.  Nach Absatz 4b wird folgende Protokollerklärung eingefügt:  

„Protokollerklärung zu Absatz 4b Satz 2:  
Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil.“ 
 

9. § 21 wird zum 1. Januar 2020 wie folgt geändert: 

a. In § 21 Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort „zuzuordnen“ die Wörter „; die 
in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 
in der niedrigen Entgeltgruppe angerechnet“ eingefügt. 
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b. § 21 Abs. 4b wird wie folgt neu gefasst: 

„(4b)  1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe der Anlage 4c werden 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gleichen Stufe zugeordnet, die 
sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben. 2Beträgt bei Höher-
gruppierungen innerhalb der Anlage 4c der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach § 21 Abs. 
4 Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe  
-  in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b weniger als ab 1. März 2018 60,86 

Euro, ab 1. April 2019 62,74 Euro und ab 01. März 2020 63,41 Euro,  
-  in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18 weniger als ab 1. März 2018 97,40 

Euro , ab 1. April 2019 100,41 Euro und ab 1. März 2020 101,47 Euro, 
 erhält die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter während der betreffenden 

Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den vorgenannten je-
weils zustehenden Garantiebetrag. 3Die Stufenlaufzeit in der höheren Ent-
geltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 4Bei einer 
Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe 
zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird 
auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 5Die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in 
dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt 
aus der in Satz 1 oder in Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Ent-
geltgruppe. 6§ 21 Abs. 4 findet keine Anwendung.“ 

 
c.  Die Protokollerklärung zu Absatz 4 des § 21 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„Protokollerklärung zu den Absätzen 4, 4a und 4b: 
1Ist Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach § 18 Abs. 1 vorübergehend eine 
höherwertige Tätigkeit übertragen worden, und wird ihnen im unmittelbaren 
Anschluss daran eine Tätigkeit derselben höheren Entgeltgruppe dauerhaft 
übertragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuordnung so gestellt, als sei die 
Höhergruppierung ab dem ersten Tag der vorübergehenden Übertragung der 
höherwertigen Tätigkeit erfolgt. 2Unterschreitet bei Höhergruppierungen nach 
Satz 1 das Tabellenentgelt nach den Sätzen 4 des § 21 Abs. 4, 4a bzw. nach 
dem Satz 5 des § 21 Abs. 4b die Summe aus dem Tabellenentgelt und dem 
Zulagenbetrag nach § 18 Abs. 2, die die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter am 
Tag vor der Höhergruppierung erhalten hat, erhält die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter dieses Entgelt solange, bis das Tabellenentgelt nach den Sätzen 4 
des § 21 Abs. 4, 4a bzw. nach dem es § 21 Abs. 4b dieses Entgelt erreicht oder 
übersteigt.“ 
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10. § 23 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 23 Jahressonderzahlung 
 

(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis ste-
hen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.  

(2)  1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern  

a) in den Kalenderjahren 2019 und 2020  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  90 Prozent  
in den Entgeltgruppen 9a bis 12  80 Prozent  
in den Entgeltgruppen 13 bis 15  60 Prozent 

b) ab dem Kalenderjahr 2021  
in den Entgeltgruppen 1 bis 8  79,51 Prozent  
in den Entgeltgruppen 9a bis 12  70,28 Prozent  
in den Entgeltgruppen 13 bis 15  51,78 Prozent 

 des der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter in den Kalendermonaten Juli, Au-
gust und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts; unbe-
rücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit 
gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden 
und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 2Der Be-
messungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. Sep-
tember begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste 
volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. 4In den Fällen, in denen im Ka-
lenderjahr der Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine el-
terngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die 
Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Be-
ginn der Elternzeit. 

 Protokollerklärung zu Absatz 2:  
 1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts wer-

den die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies 
gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungs-
zeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit 
Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Kranken-
geldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberücksichtigt. 4Besteht 
während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch 
auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage An-
spruch auf Entgelt bestand, maßgeblich.  

(3)  Auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe S 9 finden die in § 23 
Abs. 2 Satz 1 für die Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesenen Prozentsätze An-
wendung. 
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(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 vermindert sich um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, in dem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter keinen An-
spruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 24 haben. 2Die Ver-
minderung unterbleibt für Kalendermonate, 
1.  für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten ha-

ben wegen 
a)  Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor 

dem 1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder 
aufgenommen haben, 

b)  Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
c)  Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und El-

ternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind gebo-
ren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch 
bestanden hat; 

2.  in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Krankengeldzuschuss gezahlt 
wurde oder nur wegen der Höhe des zustehenden Krankengelds ein Kran-
kengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist. 

(5)  1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausge-
zahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden.  

(6) 1Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Laufe des Kalenderjahres aus dem 
Arbeitsverhältnis ausscheiden und im Anschluss daran unmittelbar ein Arbeits-
verhältnis bei einem Arbeitgeber, der dem Geltungsbereich der KAVO unter-
fällt, fortsetzen, erhalten auf Antrag vom bisherigen Dienstgeber die 
Jahressonderzahlung anteilig auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis vor dem 
in Absatz 1 festgelegten Stichtag endet. 2Der Anspruch nach Satz 1 beträgt ein 
Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem die Mitarbeiterin oder der Mitarbei-
ter Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts hat. 3Als Monat gilt eine 
Beschäftigungszeit von mehr als 15 Kalendertagen. 

(7) Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, die oder der geringfügig 
im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 1 SGB IV tätig ist oder tätig werden möchte, kann 
eine von den Bestimmungen dieser Ordnung abweichende, geringere Jahres-
sonderzahlung vereinbart oder auf deren Zahlung gänzlich verzichtet werden.“ 

 
11. In § 24 werden die Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3 zum 1. Januar 

2019 wie folgt geändert:  

a. In der Nummer 2 wird der Satz 4 wie folgt neu gefasst:  
 „Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestände 

vorlagen, bleiben bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 die für 
diese Ausfalltage auf Basis des Tagesdurchschnitts zustehenden Beträge so-
wie die Ausfalltage selbst unberücksichtigt.“ 
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b. Es wird folgende neue Nummer 3 eingefügt: 
„3. 1Liegt zwischen der Begründung des Arbeitsverhältnisses oder der Ände-
rung der individuellen Arbeitszeit und dem maßgeblichen Ereignis für die Ent-
geltfortzahlung kein voller Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt anhand 
der konkreten individuellen Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu 
berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für diesen Zeitraum zugestanden 
haben, durch die Zahl der tatsächlich in diesem Zeitraum erbrachten Arbeits-
tage zu teilen.“ 

c. Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.  
 
12. In § 24 werden die Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3 zum 1. Januar 

2020 wie folgt geändert: 
 In der Nummer 2 wird der Satz 4 ersatzlos gestrichen. 
 
13.  § 25 Absatz 4, Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:  

„4Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen gelten als Vor-
schuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; so-
weit es sich nicht um öffentlich-rechtliche Sozialversicherungsansprüche auf 
Rente handelt, gehen die Ansprüche der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inso-
weit auf den Arbeitgeber über.“ 

 
14.  In § 37 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „§ 21 Abs. 4 Satz 1 bis 3“ durch die An-

gabe „§ 21 Abs. 4 Satz 1“ ersetzt.  
 
15.  In § 38 Abs. 3 Satz 2 werden jeweils die Wörter „§ 21 Abs. 4 Satz 1 bis 3“ durch 

die Angabe „§ 21 Abs. 4 Satz 1“ ersetzt.  
 
16.  In § 41b werden folgende Angaben geändert: 

a.  In der Überschrift werden die Wörter „Anlage 4b“ durch die Angabe „Anlage 
4a“ ersetzt. 

b.  Im Absatz 1, Satz 1 werden die Wörter „Anlage 4b“ durch die Angabe „Anlage 
4a“ ersetzt. 

 
17. Es wird nach § 48 e folgender neuer § 48 f eingefügt: 
 

§ 48 f 
Übergangsvorschriften anlässlich der 52. Ordnung  

zur Änderung der KAVO 
 
1Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 30. November 
2020 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gelten die Regelungen der 52. 
Ordnung zur Änderung der KAVO nur, wenn sie dies bis zum 31. Mai 2021 schriftlich 
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beantragen. 2Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spätestens bis zum 30. No-
vember 2020 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten die Rege-
lungen der 52. Ordnung zur Änderung der KAVO nicht.  
 
 

II. Änderung der Anhänge zu den Regelungen der KAVO 
 
In Teil II wird Nr. 6. Anhang zu § 20 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„6. Anhang zu § 20 
Die Stufenlaufzeit für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter die Anlage 4 c fal-
len, wird wie folgt geregelt: 
• Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
• Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2, 
• Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3, 
• Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
• Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

Abweichend von Satz 1 erreichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach den Tä-
tigkeitsmerkmalen der Anlage 4c in die Entgeltgruppe S 8 b eingruppiert sind, die 
Stufe 5 nach acht Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach zehn Jahren in Stufe 5. 
 

 
III. Änderung der Anlagen zur KAVO 

 
1. Änderung der Anlage 2 zur KAVO 

a. In § 5 Absatz 1 des Abschnitts I der Anlage 2 zur KAVO wird die Angabe „Ver-
gütungsgruppe“ durch die Angabe „Entgeltgruppe“ ersetzt. 

b. In § 5 Absatz 1 des Abschnitts II der Anlage 2 zur KAVO wird die Angabe 
„Vergütungsgruppe/Lohngruppe“ durch die Angabe „Entgeltgruppe“ ersetzt. 

c. In § 5 Absatz 1 des Abschnitts IV der Anlage 2 zur KAVO wird die Angabe 
„Vergütungsgruppe“ durch die Angabe „Entgeltgruppe“ ersetzt. 

d. In § 5 Absatz 1 des Abschnitts V der Anlage 2 zur KAVO wird die Angabe 
„Vergütungsgruppe/Lohngruppe“ durch die Angabe „Entgeltgruppe“ ersetzt. 

 
2. Änderung der Anlage 4a zur KAVO 

Die Anlage 4a zur KAVO wird wie folgt neu gefasst: 
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„Anlage 4a 

Entgeltordnung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Geltungsbereich der KAVO 

 
 

Teil A 
Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 

 
Soweit in Teil B dieser Anlage oder in den Anlagen 4c und 4d keine spezielleren 
Tätigkeitsmerkmale aufgeführt sind, gelten für die Eingruppierung in die jeweili-
gen Entgeltgruppen die Bestimmungen der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) 
zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung.  

 

Teil B 
Berufsgruppenspezifische Tätigkeitsmerkmale 

 
I. Organisten, Chorleiter, Kinderchorleiter und Jugendchorleiter  

 
1. Entgeltgruppe 2 

a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Organist 
b. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Chorleiter 
c. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Kinderchorleiter 

und/oder Jugendchorleiter 

2. Entgeltgruppe 4 
a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit D-Examen in der Tätigkeit als 

Organist 
b. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit D-Examen in der Tätigkeit als 

Chorleiter 
c. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit D-Examen in der Tätigkeit als 

Kinderchorleiter und/oder Jugendchorleiter 

3. Entgeltgruppe 6 
a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit C-Examen in der Tätigkeit als 

Organist 
b. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit C-Examen in der Tätigkeit als 

Chorleiter 
c. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit C-Examen in der Tätigkeit als 

Kinderchorleiter und/oder Jugendchorleiter 

4. Entgeltgruppe 9a 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Abschluss  

• C-Examen mit Zusatzqualifikation 
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 und entsprechender Tätigkeit als Organist und/oder Chorleiter (Anm. 1,2) 

5. Entgeltgruppe 9b 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Abschluss  

• Bachelor Kirchenmusik 
• B-Examen 

 und entsprechender Tätigkeit als Organist und/oder Chorleiter (Anm. 1) 

6. Entgeltgruppe 11 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Abschluss 

• Bachelor Kirchenmusik mit Zusatzqualifikation 
• Master Kirchenmusik 
• B-Examen mit Zusatzqualifikation 
• A-Examen 

 und entsprechender Tätigkeit als Organist und/oder Chorleiter (Anm. 1,3) 

7. Entgeltgruppe 12 
Regionalkantorinnen und –kantoren 

 
Anmerkung 1: 
Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten für die Tätigkeit als Dekanats-
kantorinnen und Dekanatskantoren eine monatliche Zulage in Höhe von 100 
Euro. Diese Zulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 28 Abs. 4 KAVO) 
und des Übergangsgeldes (§§ 44 ff. KAVO) als Bestandteil des Entgeltes. 
 
Anmerkung 2: 
Zusatzqualifikation im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmales ist: 

• die Qualifikation als Orchestermusiker oder Instrumentalist oder 
• die Qualifikation für Schulmusik in der Sekundarstufe I oder 
• die Qualifikation als Musikerzieherin oder Musikerzieher 

und jeweils ein Musikstudium von insgesamt 8 Semestern. 
 
Anmerkung 3: 
Zusatzqualifikation im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmales ist: 

• das Konzertdiplom für Orgel und Chorleitung oder 
• das Konzertdiplom für Orgel und Kapellmeisterexamen oder 
• die Qualifikation für Schulmusik in der Sekundarstufe II oder 
• die Qualifikation als Musikerzieher oder Musikerzieherin mit Haupt- oder 

Nebenfach Orgel 
und jeweils ein Musikstudium von insgesamt 12 Semestern. 

 
 

II.  Küsterinnen und Küster 
 
Entgeltgruppe 2 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Küster ohne Küsterprüfung. 
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Entgeltgruppe 3 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Küster mit Küsterprüfung. 
 
Entgeltgruppe 5 
1.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Küster mit Küsterprü-

fung, deren Tätigkeit in Kirchen, die unter Denkmalschutz stehen und die mit 
entsprechender reichhaltiger Innenausstattung versehen sind 1, größere 
Kenntnisse und höhere Verantwortung erfordert. 

2.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Küster mit Küsterprü-
fung, denen organisierte Führungen mit sachkundigem Vortrag obliegen in 
Kirchen von kunsthistorischer Bedeutung (Architektur und/oder Ausstattung) 
und wenn diese Führungen regelmäßig und häufig stattfinden. 

3.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Küster mit Küsterprü-
fung, denen vom Dienstgeber ausdrücklich und mindestens zu einem Drittel 
ihrer Tätigkeit, Aufgaben im pastoralen Bereich übertragen sind (Anm. 4). 

 
Anmerkung 4: 
Aufgaben im pastoralen Bereich sind beispielsweise: 

• Ausbildung und Betreuung von Messdienerinnen und Messdienern, 
• Planung, Gestaltung der inhaltlichen Vorbereitungstreffen der Sternsinger, 

Koordination und Durchführung der Sternsingeraktion, 
• Ansprechperson für besondere pastorale Bedarfe am Ort.  

 
 
III.  Pfarrsekretärinnen und Pfarrsekretäre  
 
Entgeltgruppe 6 
Pfarrsekretärinnen und Pfarrsekretäre mit gründlichen und vielseitigen Fach-
kenntnissen (Anm. 5) 
 
Anmerkung 5: 
Die Pfarrsekretärin oder der Pfarrsekretär muss die gründlichen und vielseitigen Fach-
kenntnisse entweder durch  

• eine abgeschlossene bürokaufmännische Ausbildung oder 
• Abschluss der Berufsfachschule für Wirtschaft und mindestens dreijährige Tätigkeit 

in einem vergleichbaren Aufgabengebiet oder 
• langjährige berufliche Tätigkeit in einem vergleichbaren Aufgabengebiet erworben 

haben. 
 
 

 
1 Ob die geforderte Voraussetzung im Einzelfall erfüllt ist, entscheidet das Amt für Kirchliche Denkmal-
pflege des Bistums Trier. 
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IV. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Verwaltungsdienst einer Katholischen 
Kita gGmbH 

 
Entgeltgruppe 6 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit gründlichen und vielseitigen Fachkenntnis-
sen. 
 
Entgeltgruppe 9a 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Sachbearbeiterin oder Sach-
bearbeiter in der Finanzbuchhaltung und/oder Personalverwaltung, deren Tätig-
keit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen 
erfordert. 

Entgeltgruppe 10 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Tätigkeit als Teamleiterin oder Teamleiter 
in der Finanzbuchhaltung oder Personalverwaltung. 

Entgeltgruppe 11 
1.  Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in der Tätigkeit als Assistentin oder Assis-

tent der Geschäftsführung. 
2.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Leiterin oder Leiter der Personalverwal-

tung oder Finanzbuchhaltung. 
 
 
V. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Lebensberatungsstellen des Bis-

tums  

 
Entgeltgruppe 7 
Verwaltungsangestellte in den Lebensberatungsstellen. 

Entgeltgruppe 9 c 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit 
staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vor-
gesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun-
gen entsprechende Tätigkeiten ausüben (Anm. 6).  

Entgeltgruppe 10 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit 
staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vor-
gesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun-
gen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit komplexen Tätigkeiten (Anm. 6, 7).  
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Entgeltgruppe 11  
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit 
staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vor-
gesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, die eine fachspezifische Zusatzausbildung er-
fordern und sich durch eine erhöhte Komplexität auszeichnen (Anm. 6, 8). 

Entgeltgruppe 13 
1. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/ Sozialpädagogen 

mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/ Heilpädagogen mit ab-
geschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landes-
recht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen die Leitung ei-
ner Lebensberatungsstelle übertragen ist (Anm. 6). 

2. Psychologinnen und Psychologen mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit (Anm. 9).  

Entgeltgruppe 14 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 2, denen die 
Leitung einer Lebensberatungsstelle übertragen ist.  
 
 
Anmerkung 6:  
1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule 
im Sinne des § 1 HRG  oder einer nach  § 70 HRG  staatlich anerkannten Hochschule ein 
Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG  gleich-
wertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung 
muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis 
der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hoch-
schulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zu-
gangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vor-
schreibt. 3Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbil-
dungsgängen an Berufsakademien. 5Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt 
als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde. 
Protokollerklärung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.“ 
 
Anmerkung 7:  
Komplexe Tätigkeiten sind z.B. 
a) Beratung von psychisch erkrankten Personen,  
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b) Beratung von hochstrittigen Trennungs- und Scheidungspaaren, die gerichtsanhängig 
sind, 
c) Beratung mit Eheberaterdiplom, 
d) Systemische Familienberatung. 
 
Anmerkung 8:  
Tätigkeiten mit erhöhter Komplexität erfordern alle eine spezialisierte Ausbildung und sind 
z.B. 
a) Beratung in Fällen des § 8a SBG VIII (Kindswohlgefährdung), 
b) Arbeit mit suizidgefährdeten Personen, 
c) Beratung von Personen mit psychischen Belastungen nach traumatisierenden Ereignis-
sen. 
 
Anmerkung 9:  
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an 
einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer 
nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule 

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magis-
terprüfung oder Diplomprüfung oder 

b) mit einer Masterprüfung  
beendet worden ist. 
2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung (Magis-
terprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprüfung nach den ein-
schlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist.  3Eine abgeschlossene wissen-
schaftliche Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt voraus, dass die 
Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene 
Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zu-
gangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindes-
tens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – 
vorschreibt.  4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn 
mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind.  5Der Masterstudiengang 
muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an 
einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbil-
dung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulab-
schluss vergleichbar bewertet wurde. 
Protokollerklärung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.“ 

 
 

VI.  Hausmeisterinnen und Hausmeister sowie Schulhausmeisterinnen und 
Schulhausmeister 

 
Entgeltgruppe 3 
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Hausmeisterinnen und Hausmeister sowie Schulhausmeisterinnen und Schulhaus-
meister, deren Tätigkeit eine eingehende fachliche Einarbeitung erfordert. 

Entgeltgruppe 4 
1.  Hausmeisterinnen und Hausmeister sowie Schulhausmeisterinnen und Schul-

hausmeister mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkann-
ten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von weniger als drei Jahren 
oder 

2.  Hausmeisterinnen und Hausmeister sowie Schulhausmeisterinnen und Schul-
hausmeister mit schwierigen Tätigkeiten (Anm. 10). 

Entgeltgruppe 5 
Hausmeisterinnen und Hausmeister sowie Schulhausmeisterinnen und Schulhaus-
meister mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem einschlägigen aner-
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei 
Jahren (Anm. 11). 

Entgeltgruppe 6 
1.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 in Tagesschulen für ge-

hörgeschädigte, sprachgeschädigte, sehbehinderte oder anderweitig körper-
behinderte oder für entwicklungsgestörte oder geistig behinderte 
Schülerinnen und Schüler, 

2.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens 
eine Schulhausmeisterin oder ein Schulhausmeister bzw. eine Hausmeisterin 
oder ein Hausmeister durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt ist, 

3.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die hochwertige Ar-
beiten verrichten (Anm. 12). 

Entgeltgruppe 7 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich auf-
grund erhöhter technischer Anforderungen erheblich aus der Entgeltgruppe 5 
heraushebt (Anm. 13). 

Entgeltgruppe 8 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit sich 
dadurch erheblich aus der Entgeltgruppe 7 heraushebt, dass ihnen die eigenver-
antwortliche Entscheidung über die Verwendung der Mittel eines Bau- und Be-
wirtschaftungsbudgets in einer Größenordnung von mindestens 30.000 Euro je 
Kalenderjahr übertragen ist. 
 
Anmerkung 10: 
Schwierige Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die mehr als eine eingehende fachliche Einarbei-
tung im Sinne der Entgeltgruppe 3 erfordern. Danach müssen Tätigkeiten anfallen, die an 
das Überlegungsvermögen oder das fachliche Geschick Anforderungen stellen, die über 
das Maß dessen hinausgehen, was üblicherweise von Beschäftigten der Entgeltgruppe 3 
verlangt werden kann. 
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Anmerkung 11:  
Eine einschlägige Berufsausbildung liegt dann vor, wenn die in der Berufsausbildung ver-
mittelten Kenntnisse und Fertigkeiten einen unmittelbaren sachlichen Zusammenhang 
mit den wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkten von Hausmeisterinnen und Hausmeistern 
sowie Schulhausmeisterinnen und Schulhausmeistern aufweisen. Dies ist insbesondere 
bei Berufsausbildungen in den Berufsfeldern Metallbau, Anlagenbau, Installation, Mon-
tiererinnen und Montierer, Elektroberufe, Bauberufe und Holzverarbeitung der Fall. 
 
Anmerkung 12: 
Hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die an das Überlegungsvermögen und das fachliche 
Geschick der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters Anforderungen stellen, die über das 
Maß dessen hinausgehen, was üblicherweise von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Entgeltgruppe 5 verlangt werden kann. 
 
Anmerkung 13: 
Eine erhebliche Heraushebung aufgrund erhöhter technischer Anforderungen liegt vor, 
wenn die Hausmeisterin oder der Hausmeister sowie die Schulhausmeisterin oder der 
Schulhausmeister elektronische Schließ-, Alarm-, Brandmeldeanlagen oder Anlagen der 
Gebäudeleittechnik mit erheblich erweiterten Möglichkeiten zur Steuerung eigenverant-
wortlich zu bedienen, zu überwachen und zu konfigurieren hat. 
 
 
VII. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Fachstellen und FachstellenPlus 

für Kinder- und Jugendpastoral 
 
Entgeltgruppe 12 
1. Pädagogische Referentinnen und Referenten in den Fachstellen und  
 FachstellenPlus für Kinder- und Jugendpastoral. 
2. Theologische Referentinnen und Referenten in den Fachstellen und  

FachstellenPlus für Kinder- und Jugendpastoral. 

Entgeltgruppe 13 
Leiterin bzw. Leiter der Fachstelle bzw. FachstellePlus für Kinder-und Jugendpas-
toral. 
 
 
VIII. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Häusern der offenen Tür und in Schü-

lerzentren  
 
Entgeltgruppe 9a 
Pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Häusern der offenen Tür und 
Schülerzentren. 

Entgeltgruppe 9b 
Pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Häusern der offenen Tür und 
Schülerzentren mit abgeschlossener Hochschulbildung (Anm. 14). 
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Entgeltgruppe 9c 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpä-
dagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und staatlicher Anerkennung 
und entsprechender Tätigkeit als Referentinnen und Referenten in Häusern der 
offenen Tür und Schülerzentren (Anm. 14).  
 
Entgeltgruppe 11 
Leiterinnen bzw. Leiter der Häuser der offenen Tür und in Schülerzentren. 
 
 
Anmerkung 14:  
1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule 
im Sinne des § 1 HRG  oder einer nach  § 70 HRG  staatlich anerkannten Hochschule ein 
Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG  gleich-
wertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung 
muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis 
der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hoch-
schulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zu-
gangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vor-
schreibt.  3Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein.  4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbil-
dungsgängen an Berufsakademien.  5Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt 
als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde. 
Protokollerklärung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.“ 
 
 
IX. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bund der Deutschen Katholischen Ju-

gend (BDKJ) und seinen Mitgliedsverbänden 
 
Entgeltgruppe 11 
Pädagogische Referentinnen und Referenten im BDKJ und seinen Mitgliedsver-
bänden. 
 
 
X. Diözesanvorsitzende des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend 

(BDKJ) 
 
Entgeltgruppe 13 
Diözesanvorsitzende und Diözesanvorsitzender des BDKJ. 
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XI. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Arbeitsbereich „Soziale Lerndienste 

(ASL)“ 
 
Entgeltgruppe 9c 
Referentinnen und Referenten im Arbeitsbereich „Soziale Lerndienste (ASL)“. 
XII.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Rendanturen des Bistums Trier 
 
Entgeltgruppe 6 
Verwaltungsangestellte ohne Sachbearbeiterfunktion. 

Entgeltgruppe 8 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Buchhaltung. 

Entgeltgruppe 9a  
1.  Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Personal, 
2.  Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Bereich Liegenschaften und Bau. 

Entgeltgruppe 11 
Rendantinnen und Rendanten. 

Entgeltgruppe 12 
Leiterinnen und Leiter. 
 
 
XIII. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wirtschafts- und Küchendienst 
 
Entgeltgruppe 2 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wirtschaftsdienst mit einfachen Tätigkeiten 
(Anm. 15). 

Entgeltgruppe 3 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wirtschaftsdienst mit Tätigkeiten, für die 
eine eingehende Einarbeitung bzw. eine fachliche Anlernung erforderlich ist, die 
über eine Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 2 hinausgeht. 

Entgeltgruppe 5 
1.  Wirtschafterinnen und Wirtschafter (Hauswirtschafterinnen und Hauswirt-

schafter) mit entsprechender Tätigkeit (Anm. 16, 17), 
2.  Köchinnen und Köche. 

Entgeltgruppe 6 
1.  Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirtschaftsleiter mit entsprechender Tä-

tigkeit (Anm. 18), 
2.  Küchenmeister als Leiter von Küchen (Anm. 19). 

Entgeltgruppe 7 
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Küchenmeister als Leiter von Küchen, die individuelle Gesundheitsküche anbieten 
(Anm. 19, 20). 
 
Anmerkung 15: 
1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber 
eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase hin-
ausgeht. 2Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten, die 
für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 
Anmerkung 16: 
1Wirtschafterinnen und Wirtschafter sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit abge-
schlossener Berufsausbildung und staatlicher Prüfung als Wirtschafterin oder Wirtschaf-
ter, die 
a.  mit der selbständigen Führung der gesamten Hauswirtschaft oder 
b.  mit der selbständigen Erledigung  
 von Teilgebieten der Hauswirtschaft  
oder in Teilgebieten der Küchenwirtschaft, z. B.  

-  Aufstellung des Speiseplans, 
-  Zubereitung der Nahrung oder Beaufsichtigen des Küchenpersonals, 
-  Bestellen und Berechnen der Nahrungsmittel, 

oder in Teilgebieten der Hauspflege, z. B. 
-  Aufsicht über Pflege und Reinigen des Hauses, 
-  Beschaffen der Pflege- und Reinigungsmittel, 

oder in Teilgebieten der Wäschereinigungen und –pflege, z. B. 
-  Aufsicht über Reinigen und Instandhalten der Wäsche, 
-  Beschaffen und Kontrollieren der Wäsche, 

oder in Teilgebieten der Materialverwaltung, z. B. 
-  Beschaffen, Ausgeben, Abrechnen und Kontrollieren von Material  

beauftragt sind. 
2Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Geltungsbereich dieser Regelung mindestens 
fünf Jahre die Tätigkeit von Wirtschafterinnen oder Wirtschafter ausgeübt haben, ohne 
die staatliche Prüfung abgelegt zu haben, werden den Wirtschafterinnen mit staatlicher 
Prüfung gleichgestellt. 
 
Anmerkung 17: 
Hauswirtschafterinnen sind Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei 
Jahren, die in ihrem oder einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden.  
 
Anmerkung 18: 
1Hauswirtschaftsleiterinnen sind Beschäftigte mit staatlicher Prüfung oder mit staatlicher 
Anerkennung als Hauswirtschaftsleiterin, als Wirtschaftsleiterin oder als hauswirtschaftli-
che Betriebsleiterin. 
2Hauswirtschaftsleiterinnen üben eine entsprechende Tätigkeit aus, wenn sie der Haus-
wirtschaft (Küchenwirtschaft, Wäschereinigung und –pflege und Reinigungsdienst) vor-
stehen und ihnen der Einkauf oder die Anforderung von Lebensmitteln oder sonstigen 
Verbrauchsmitteln, gegebenenfalls einschließlich der Kostenberechnung und der Wirt-
schaftsbuchführung, obliegen. 
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3Die entsprechende Tätigkeit der Hauswirtschaftsleiterin gilt auch dann als erfüllt, wenn 
wegen der Versorgung durch eine auswärtige Küche oder wegen der Wäschereinigung 
durch eine auswärtige Wäscherei oder wegen der Hausreinigung durch ein Reinigungs-
institut eines dieser Teilgebiete nicht von der Hauswirtschaftsleiterin selbst wahrgenom-
men wird. 
 
Anmerkung 19: 
1Küchenmeister sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei der Industrie- und Han-
delskammer die Prüfung als Küchenmeister bestanden haben. 
2Dem Küchenmeister werden gleichgestellt: 

a.  Köche mit Abschlussprüfung nach sechsjähriger Berufsausübung als Koch, 
b.  Metzger (Fleischer, Schlachter), Bäcker oder Konditoren mit Abschlussprüfung nach 

achtjähriger Berufsausübung als Koch,  
beim Nachweis der Meisterprüfung bereits nach dreijähriger Berufsausübung als Koch. 
 
Anmerkung 20: 
Unter individueller Gesundheitsküche versteht man die Verwendung saisonaler und regi-
onaler Produkte und das Angebot von Mahlzeiten, die unter Berücksichtigung von vega-
ner/ vegetarischer/ basischer/ glucosefreier/ glutenfreier Küche hergestellt werden. 
 
 
XIV.  Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten sowie Pastoralassistentinnen 

und Pastoralassistenten 

 
Entgeltgruppe 10, Stufe 1 
Pastoralassistentinnen und Pastoralassistenten im 1. Berufseinführungsjahr. 
 
Entgeltgruppe 11 
• Stufe 1: Pastoralassistentinnen und Pastoralassistenten im 2. Berufseinfüh-

rungsjahr, 
• Stufe 2: Pastoralassistentinnen und Pastoralassistenten im 3. Berufseinfüh-

rungsjahr. 
 
Entgeltgruppe 13 
Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten (Anm. 21). 
 
1Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten, die Aufgaben nach den sogenann-
ten Vakanzmodellen2 wahrnehmen, erhalten eine Zulage in entsprechender An-
wendung der Ziffer 3 Absatz 2 im Abschnitt II der Ordnung über die Vergütung 
für seelsorgerische Aushilfen und Vertretungen sowie Pfarrverwaltungen.  
2Pastoralreferentinnen und Pastoralreferenten, die Aufgaben der Seelsorge in Jus-
tizvollzugseinrichtungen wahrnehmen, erhalten eine Zulage in entsprechender 

 
2 Zur Konkretisierung der Begrifflichkeit der sog. Vakanzmodelle wird auf die Handreichung für die Ge-
staltung der Vakanzen in Pfarreien und Pfarreiengemeinschaften verwiesen. 
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Anwendung der Vorschriften der Anlage 1 des Landesbesoldungsgesetzes Rhein-
land-Pfalz über die Stellenzulage von Beamtinnen und Beamten bei Justizvoll-
zugseinrichtungen. 
 
 
Anmerkung 21: 
Die direkt nach der bestandenen zweiten Dienstprüfung eingestellten Pastoralreferentin-
nen und Pastoralreferenten werden der Stufe 2 zugeordnet. 
 
 
XV.  Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten sowie Gemeindeassis-

tentinnen und Gemeindeassistenten 
 
Entgeltgruppe 9b, Stufe 2 
Gemeindeassistentinnen und Gemeindeassistenten. 
 
Entgeltgruppe 11 
Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten (Anm. 22, 23). 
 
1Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten, die Aufgaben nach den soge-
nannten Vakanzmodellen3 wahrnehmen, erhalten eine Zulage in entsprechender 
Anwendung der Ziffer 3 Absatz 2 im Abschnitt II der Ordnung über die Vergü-
tung für seelsorgerische Aushilfen und Vertretungen sowie Pfarrverwaltungen.  
2Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten, die Aufgaben der Seelsorge in 
Justizvollzugseinrichtungen wahrnehmen, erhalten eine Zulage in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften der Anlage 1 des Landesbesoldungsgesetzes Rhein-
land- Pfalz über die Stellenzulage von Beamtinnen und Beamten bei Justizvoll-
zugseinrichtungen 
 
Anmerkung 22: 
Die direkt nach der bestandenen zweiten Dienstprüfung eingestellten Gemeindereferen-
tinnen und Gemeindereferenten werden der Stufe 2 zugeordnet. 
 
Anmerkung 23: 
Die Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten im Seelsorgedienst, die gem. der 
52. Ordnung zur Änderung der KAVO unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe 
übergeleitet wurden (siehe §§ 27, 28 der Anlage 13 KAVO) erhalten für die Dauer der un-
veränderten Tätigkeit die in Ziffer 11.2 der Anlage 4b in der Fassung bis zum 31.Dezem-
ber 2018 festgelegten Zulage in Höhe von 448,82 € weiter gezahlt. Diese Zulage nimmt 
auch zukünftig an den von der KODA beschlossenen allgemeinen Entgeltänderungen 
teil. 
 
 

 
3 Zur Konkretisierung der Begrifflichkeit der sog. Vakanzmodelle wird auf die Handreichung für die Ge-
staltung der Vakanzen in Pfarreien und Pfarreiengemeinschaften verwiesen.  
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XVI.  Redakteurinnen und Redakteure 

Entgeltgruppe 13 
Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung mit entspre-
chender Tätigkeit, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund gleichwertiger Fähig-
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben (Anm. 24, 25). 
 
Entgeltgruppe 14 
1.  Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich 

durch die besondere Schwierigkeit und Bedeutung ihres Aufgabenkreises aus 
der Entgeltgruppe 13 herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben (Anm. 24, 25), 

2.  Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich 
durch hochwertige Leistungen in einem besonders schwierigen Aufgabenkreis 
aus Entgeltgruppe 13 herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben (Anm. 24, 25), 

3.  Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung sowie 
sonstige Redakteure, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah-
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, wenn ihnen mindestens drei An-
gestellte der Entgeltgruppen 12 bis 13 ständig unterstellt sind (Anm. 24, 25). 

 
Entgeltgruppe 15 
Redakteure mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, die sich 
durch das Maß ihrer Verantwortung aus der Entgeltgruppe 14 Fallgruppe 1 erheb-
lich herausheben, sowie sonstige Redakteure, die auf Grund gleichwertiger Fähig-
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben (Anm. 24, 25). 
 
 
Anmerkung 24: 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an einer 
staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer nach § 70 
HRG staatlich anerkannten Hochschule 

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magisterprüfung 
oder Diplomprüfung oder 

b) mit einer Masterprüfung  
beendet worden ist. 
2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung (Magisterprü-
fung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten 
Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprüfung nach den einschlägigen Ausbil-
dungsvorschriften nicht vorgesehen ist.  3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung 
im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang 
abgelegt wurde, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul-
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hoch-
schulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
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Regelstudienzeit von mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester 
o.Ä. – vorschreibt.  4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn 
mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind.  5Der Masterstudiengang muss 
nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an einer ausländi-
schen Hochschule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der 
zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde.  
Protokollerklärung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.“ 
 
Anmerkung 25: 
Das Tätigkeitsmerkmal des Redakteurs mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung 
ist erfüllt, wenn die Erledigung der dem Redakteur übertragenen Aufgaben zur Information der 
Öffentlichkeit (Planung und Bestimmung der Themen, Gestaltung und Erarbeitung des zu veröf-
fentlichenden Materials, Auswahl und fachliche Beratung anderer Autoren sowie Überarbeitung des 
von diesen gelieferten Materials) ein Wissen und Können erfordert, wie es im Regelfalle durch eine 
abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung vermittelt wird. 
 
 
XVII.  Fahrerinnen und Fahrer im Bischöflichen Generalvikariat 
 
Entgeltgruppe 8 
Fahrerinnen und Fahrer im Bischöflichen Generalvikariat (Anm. 26). 
 
Anmerkung 26: 
Die Fahrerinnen und Fahrer erhalten zusätzlich zur Eingruppierung eine pauschale Zulage für die 
Ableistung von Diensten zu ungünstigen Zeiten in Höhe von 300 Euro. Diese pauschale Zulage 
nimmt nicht an den von der KODA beschlossenen allgemeinen Entgelterhöhungen teil.“ 

 
 

3. Änderung der Anlage 4b zur KAVO 

Die Anlage 4b zur KAVO wird unter Beibehaltung der Bezeichnung ersatzlos ge-
strichen. 
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4. Änderung der Anlage 5a zur KAVO 

Die Anlage 5a zur KAVO wird wie folgt neu gefasst:   
 

 
„Anlage 5a 

Entgelttabelle (außer Lehrkräfte) 
(monatlich in Euro) 

 
 

Gültig vom 1. Januar 2019 bis 31. März 2019 
 
 

  
 

 
 
 
 
 

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 4584,49 5000,77 5260,14 5840,78 6339,54 6667,67 

14 4151,65 4528,23 4841,03 5245,42 5788,30 6119,17 

13 3827,03 4196,02 4479,41 4893,73 5433,88 5683,28 

12 3430,90 3796,05 4276,90 4741,63 5315,77 5578,27 

11 3312,60 3656,01 3941,33 4311,77 4836,69 5099,20 

10 3194,27 3497,22 3775,33 4064,56 4501,99 4620,12 

9c 3099,42 3349,91 3637,10 3888,65 4214,62 4392,69 

9b 2865,63 3126,71 3273,66 3685,60 3975,34 4245,23 

9a 2818,96 3049,32 3234,09 3647,35 3739,87 3975,66 

8 2656,52 2890,09 3017,56 3137,78 3269,20 3343,02 

7 2493,12 2729,06 2877,36 3004,81 3111,25 3189,58 

6 2446,41 2662,97 2788,15 2909,22 3007,98 3081,00 

5 2347,55 2555,40 2673,48 2794,54 2894,01 2955,27 

4 2236,29 2438,63 2587,48 2676,80 2766,11 2818,41 

3 2201,29 2407,15 2462,55 2564,71 2641,37 2711,60 

2 2037,85 2234,74 2290,29 2354,37 2495,22 2642,56 

1  1827,17 1858,18 1896,96 1933,11 2026,15 
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Anlage 5a 

Entgelttabelle (außer Lehrkräfte) 
(monatlich in Euro) 

 
Gültig vom 1. April 2019 bis 29. Februar 2020 

 
Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

 Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 4788,35 5141,23 5481,38 6004,84 6517,61 6854,95 

14 4335,98 4655,42 5025,89 5451,94 5950,88 6293,73 

13 3996,72 4335,42 4685,32 5093,03 5586,51 5842,91 

12 3582,23 3956,45 4407,89 4890,86 5465,08 5734,95 

11 3457,10 3803,91 4119,43 4477,63 4972,55 5242,43 

10 3331,93 3613,93 3915,01 4238,32 4628,44 4749,89 

9c 3.233,21 3.480,40 3.750,80 4.026,57 4.337,53 4.545,92 

9b 3020,16 3258,72 3403,99 3824,85 4085,40 4370,07 

9a 2.926,82 3.133,75 3.324,85 3.748,35 3.843,43 4.086,04 

8 2769,15 2971,27 3102,32 3231,30 3370,30 3439,92 

7 2598,38 2822,59 2958,18 3089,21 3209,21 3279,17 

6 2549,58 2739,94 2866,46 2990,93 3107,94 3173,47 

5 2445,99 2630,06 2748,57 2873,03 2985,28 3045,87 

4 2329,99 2514,19 2663,27 2755,21 2847,13 2900,97 

3 2293,39 2488,41 2537,24 2642,50 2721,49 2793,85 

2 2122,60 2316,97 2366,14 2432,35 2577,86 2730,08 

1  1903,09 1935,39 1975,78 2013,43 2110,33 
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Anlage 5a 
Entgelttabelle (außer Lehrkräfte) 

(monatlich in Euro) 
 

gültig ab 1. März 2020 
 

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 4860,31 5190,81 5559,47 6062,74 6580,45 6921,06 

14 4401,04 4700,31 5091,13 5524,82 6008,27 6355,34 

13 4056,62 4384,61 4757,99 5163,37 5640,38 5899,26 

12 3635,65 4013,07 4454,13 4943,53 5517,78 5790,26 

11 3508,11 3856,11 4182,29 4536,17 5020,49 5292,98 

10 3380,51 3655,13 3964,32 4299,65 4673,08 4795,69 

9c 3.280,42 3.526,45 3.790,94 4.075,26 4.380,90 4.600,00 

9b 3074,70 3305,30 3450,00 3874,00 4124,25 4414,13 

9a 2.964,89 3.163,55 3.356,89 3.784,00 3.879,97 4.125,00 

8 2808,91 2999,92 3132,23 3264,31 3405,98 3474,11 

7 2635,53 2855,60 2986,70 3119,00 3243,78 3310,79 

6 2586,00 2767,11 2894,11 3019,78 3143,22 3206,10 

5 2480,74 2656,42 2775,08 2900,74 3017,50 3077,85 

4 2363,07 2540,85 2690,02 2782,88 2875,73 2930,10 

3 2325,89 2517,08 2563,61 2669,96 2749,76 2822,87 

2 2152,51 2346,00 2392,92 2459,87 2607,03 2760,98 

1  1929,88 1962,63 2003,59 2041,77 2140,05 

“ 

5. Änderung der Anlage 12 zur KAVO 

a. In § 4 Abs. 3 werden die Sätze 2 bis 4 durch folgende Sätze 2 bis 6 ersetzt: 

„2Das Entgelt aus der individuellen Endstufe gilt als Tabellenentgelt im Sinne 
des § 19 des Teils I KAVO. 3Bei einer Höhergruppierung aus einer individuel-
len Endstufe werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend § 21 
Abs. 4 des Teils I KAVO der Endstufe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet. 
4Beträgt das Tabellenentgelt nach Satz 3 weniger als die Summe aus dem 
Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent der Endstufe der 
höheren Entgeltgruppe, wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in der hö-
heren Entgeltgruppe erneut einer individuellen Endstufe zugeordnet. 5Das 
Entgelt der neuen individuellen Endstufe wird dabei festgesetzt auf die 
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Summe aus dem Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent 
des Tabellenentgelts der Endstufe der höheren Entgeltgruppe. 6Der Betrag 
der individuellen Endstufe verändert sich um denselben Prozentsatz bzw. in 
demselben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.“ 
 

b. § 9 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 
2. Folgende Sätze 2 und 3 werden angefügt: 

„2Für die Dauer der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit wird die Zulage nach § 18 Abs. 2 des Teils I der KAVO auf den 
Strukturausgleich angerechnet. 3Entsprechendes gilt für die Zulage in den 
Fällen der Übertragung einer Führungsposition auf Probe nach § 37 des 
Teils I der KAVO und auf Zeit nach § 38 des Teils I der KAVO.“ 

 
c. Der § 11 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung gestrichen. 

 
d. Der § 12 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung gestrichen.  

 
e.  Der § 13 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung gestrichen. 

 
f. Nach Abschnitt IV wird ein neuer Abschnitt V eingefügt: 

 
„Abschnitt V 

Überleitung in die 
ab dem 1. Januar 2019 geltende Fassung der Anlage 4a 

 
§ 17 

Grundsatz 
 
1Für die in die KAVO übergeleiteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 1 Abs. 
1) sowie für die in der Zeit vom 1. Oktober 2005 und dem 31. Dezember 2018 
neu eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 1 Abs. 2), deren Arbeits-
verhältnis über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, gelten ab dem 1. 
Januar 2019 für Eingruppierungen § 16 und § 17 des Teils I KAVO in Verbindung 
mit der Anlage 4a. 2Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind zum 1. Januar 
2019 gemäß den nachfolgenden Regelungen in die Anlage 4a übergeleitet.  
 

§ 18 
Besitzstandsregelungen 

 
(1)  1Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe 

für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit. 2Eine Überprüfung 



29 
 

und Neufeststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Überlei-
tung in die Anlage 4a in der Fassung vom 1. Januar 2019 nicht statt.  

 Protokollerklärung zu Absatz 1:  
 Die Zuordnung zu den Entgeltgruppen nach den Anlagen 12a und 12b in 

der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung gilt als Eingruppierung.  

(2)  Hängt die Eingruppierung nach § 16 und § 17 des Teils I der KAVO in Ver-
bindung mit der Anlage 4a von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsaus-
übung ab, wird die vor dem 1. Januar 2019 zurückgelegte Zeit so 
berücksichtigt, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn § 16 und § 17 des 
Teils I der KAVO in Verbindung mit der Anlage 4a bereits seit dem Beginn 
des Arbeitsverhältnisses gegolten hätten.  

(3)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2018 nach § 3 Ab-
satz 1 Buchst. a der Anlage 3 zum BAT von der Ausbildungs- und Prüfungs-
pflicht befreit sind, bleiben für die Dauer ihres über den 31. Dezember 2018 
hinaus zu demselben Dienstgeber fortbestehenden Arbeitsverhältnisses 
von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht befreit. 

 
§ 19 

Höhergruppierungen 
 

(1)  1Ergibt sich nach der Anlage 4a in der Fassung vom 01. Januar 2019 eine 
höhere Entgeltgruppe, sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf An-
trag in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 16 des Teils I KAVO 
ergibt. 2Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezember 2021 gestellt werden 
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2019 zurück; nach dem In-
krafttreten der Anlage 4a in der Fassung vom 01. Januar 2019 eingetretene 
Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe blei-
ben bei der Stufenzuordnung nach den Absätzen 2 bis 5 unberücksichtigt. 
3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2021, beginnt die Frist von einem 
Jahr nach Satz 2 mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt 
auf den 1. Januar 2019 zurück.  

(2)  1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den 
Regelungen für Höhergruppierungen (§ 21 Abs. 4 des Teils I KAVO in der 
bis zum 28. Februar 2019 geltenden Fassung). 2War die Mitarbeiterin bzw. 
der Mitarbeiter in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, 
wird sie bzw. er abweichend von Satz 1 der Stufe 1 der höheren Entgelt-
gruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 

(3)  1Sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine Besitzstandszulage nach § 
6 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitz-
standszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2019. 2Abweichend von Absatz 
2 Satz 1 wird für die Anwendung des § 21 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Teils I 
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KAVO in der bis zum 28. Februar 2019 geltenden Fassung zu dem jeweili-
gen bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende Zulage hinzugerechnet 
und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt. 

Protokollerklärung zu Absatz 3  
 Im Falle einer Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe wird 

die Besitzstandszulage nach § 6 nur in der Ausgangsentgeltgruppe dem 
Tabellenentgelt hinzugerechnet. 

 
§ 20 

Besondere Überleitungsregelungen 
 

(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die keine beson-
deren Stufenregelungen gelten, sind stufengleich und unter Mitnahme der 
in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 9b über-
geleitet. 

(2)  1Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des 
Anhangs zu § 20 des Teils I der KAVO in der bis zum 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung die Stufe 5 Endstufe ist, sind stufengleich und unter Mit-
nahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 
9a übergeleitet. 2Ist bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die am 31. De-
zember 2018 der Stufe 4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. Januar 
2019 in die Entgeltgruppe 9a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der Stufe 5 
erfüllt, werden sie der Stufe 5 zugeordnet. 3Ist in der bisherigen Stufe 4 eine 
über vier Jahre hinausgehende Stufenlaufzeit zurückgelegt, wird die darüber 
hinaus zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der Stufe 5 der 
Entgeltgruppe 9a angerechnet.  

 4Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die aus der Entgeltgruppe 9 in die Ent-
geltgruppe 9a übergeleitet werden und aufgrund der Überleitung ein ge-
ringeres Tabellenentgelt erhalten, wird eine Besitzstandzulage gewährt. 5Die 
Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Unterschiedsbetrag 
zwischen dem am 1. Dezember 2018 zustehenden Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach der Überleitung zum 1. Januar 2019. 6Änderungen im 
Beschäftigungsumfang sind bei der Berechnung der Zulage entsprechend 
zu berücksichtigen. 7Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhöhungen des Ent-
geltes durch Stufenaufstiege und Höhergruppierungen sowie Zulagen ge-
mäß § 18 Abs. 2 KAVO sind auf die Besitzstandszulage in voller Höhe 
anzurechnen. 

 Protokollerklärung zu den Absätzen 1 und 2: 
Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt. 
 

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 7:  
Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltanpassungen, die nach 
dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Dezember 2020 erfolgt sind.  
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(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des 
Anhangs zu § 20 des Teils I der KAVO in der bis zum 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung die Stufe 4 Endstufe ist, sind stufengleich und unter Mit-
nahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 
9a übergeleitet.  

(4)  Fallen am 1. Januar 2019 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung nach 
§ 19 Abs. 1 zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die 
Höhergruppierung. 

(5)  1Bei Höhergruppierungen nach § 19 Abs. 1 wird der Unterschiedsbetrag zum 
bisherigen Entgelt auf den Strukturausgleich nach § 9 angerechnet. 2Dies gilt 
auch für Höhergruppierungen in die Entgeltgruppe 9c. 3Eine Überleitung in 
die Entgeltgruppen 9a oder 9b nach den Absätzen 1 bis 3 gilt nicht als Hö-
hergruppierung. 

 
6. Die Anlage 12a zur KAVO wird unter Beibehaltung der Bezeichnung gestrichen. 

 
7. Die Anlage 12b zur KAVO wird unter Beibehaltung der Bezeichnung gestrichen. 

 
8. Die Anlage 13 zur KAVO wird wie folgt geändert:  
 

a. In § 5 Abs. 3 werden die Sätze 3 bis 5 durch folgende Sätze 3 bis 7 ersetzt: 
„3Das Entgelt aus der individuellen Endstufe gilt als Tabellenentgelt im Sinne 
des § 19 des Teils I KAVO. 4Bei einer Höhergruppierung aus einer individuel-
len Endstufe werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend § 21 
Abs. 4 des Teils I KAVO der Endstufe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet. 
5Beträgt das Tabellenentgelt nach Satz 3 weniger als die Summe aus dem 
Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent der Endstufe der 
höheren Entgeltgruppe, wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in der hö-
heren Entgeltgruppe erneut einer individuellen Endstufe zugeordnet. 6Das 
Entgelt der neuen individuellen Endstufe wird dabei festgesetzt auf die 
Summe aus dem Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent 
des Tabellenentgelts der Endstufe der höheren Entgeltgruppe. 7Der Betrag 
der individuellen Endstufe verändert sich um denselben Prozentsatz bzw. in 
demselben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.“ 

 
b. In der Protokollerklärung zu § 5 Absatz 3, Satz 6 wird die Angabe „Satz 6“ 

durch die Angabe „Satz 7“ ersetzt.  
 

c. In § 11 Absatz 4 werden Folgende Sätze 4 und 5 eingefügt: 
 
„4Für die Dauer der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tä-
tigkeit wird die Zulage nach § 18 Abs. 2 des Teils I der KAVO auf den Struk-
turausgleich angerechnet. 5Entsprechendes gilt für die Zulage in den Fällen 



32 
 

der Übertragung einer Führungsposition auf Probe nach § 37 des Teils I der 
KAVO und auf Zeit nach § 38 des Teils I der KAVO.“ 

 
d. Der § 16 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung gestrichen. 

 
e. Der § 17 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung gestrichen.  

 
f. Nach Abschnitt VI wird ein neuer Abschnitt VII eingefügt: 

 
„Abschnitt VII 

Überleitung in die 
ab dem 1. Januar 2019 geltende Fassung der Anlage 4a 

 
§ 27 

Grundsatz 
 
1Für die in die KAVO übergeleiteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 1 
Abs. 1) sowie für die in der Zeit vom 01. Februar 2008 und dem 31. Dezember 
2018 neu eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (§ 1 Abs. 2), deren 
Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, gelten ab 
dem 1. Januar 2019 für Eingruppierungen § 16 und § 17 des Teils I KAVO in 
Verbindung mit der Anlage 4a. 2Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
zum 1. Januar 2019 gemäß den nachfolgenden Regelungen in die Anlage 4a 
übergeleitet.  
 

§ 28 
Besitzstandsregelungen 

 
(1)  1Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe 

für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit. 2Eine Überprüfung 
und Neufeststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Überlei-
tung in die Anlage 4a in der Fassung vom 1. Januar 2019 nicht statt.  

 Protokollerklärung zu Absatz 1:  
 Die Zuordnung zu der Entgeltgruppe nach den Anlagen 13 a und 13c in 

der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung gilt als Eingruppierung.  
(2) Hängt die Eingruppierung nach § 16 und § 17 des Teils I der KAVO in Ver-

bindung mit der Anlage 4a von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsaus-
übung ab, wird die vor dem 1. Januar 2019 zurückgelegte Zeit so 
berücksichtigt, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn § 16 und § 17 des 
Teils I der KAVO in Verbindung mit der Anlage 4a bereits seit dem Beginn 
des Arbeitsverhältnisses gegolten hätten.  

(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2018 nach § 3 Ab-
satz 1 Buchst. a der Anlage 3 zum BAT von der Ausbildungs- und Prüfungs-
pflicht befreit sind, bleiben für die Dauer ihres über den 31. Dezember 2018 



33 
 

hinaus zu demselben Arbeitgeber fortbestehenden Arbeitsverhältnisses 
von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht befreit. 

 
§ 29 

Höhergruppierungen 
 

(1)  1Ergibt sich nach der Anlage 4a in der Fassung vom 1. Januar 2019 eine 
höhere Entgeltgruppe, sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf An-
trag in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 16 des Teils I KAVO 
ergibt. 2Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezember 2021 gestellt werden 
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2019 zurück; nach dem In-
krafttreten der Anlage 4a in der Fassung vom 1. Januar 2019 eingetretene 
Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe blei-
ben bei der Stufenzuordnung nach den Absätzen 2 bis 5 unberücksichtigt. 
3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2021, beginnt die Frist von einem 
Jahr nach Satz 2 mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt 
auf den 1. Januar 2019 zurück.  

(2)  1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den 
Regelungen für Höhergruppierungen (§ 21 Abs. 4 des Teils I KAVO in der 
bis zum 28. Februar 2019 geltenden Fassung). 2War die Mitarbeiterin bzw. 
der Mitarbeiter in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, 
wird sie bzw. er abweichend von Satz 1 der Stufe 1 der höheren Entgelt-
gruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet.  

(3)  1Sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine Besitzstandszulage nach § 
8 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitz-
standszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2019. 2Abweichend von Absatz 
2 Satz 1 wird für die Anwendung des § 21 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Teils I 
KAVO in der bis zum 28. Februar 2019 geltenden Fassung zu dem jeweili-
gen bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende Zulage hinzugerechnet 
und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt.  

Protokollerklärung zu Absatz 3  
 Im Falle einer Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe wird 

die Besitzstandszulage nach § 8 nur in der Ausgangsentgeltgruppe dem 
Tabellenentgelt hinzugerechnet. 

 
 

§ 30  
Besondere Überleitungsregelungen 

 
(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einem Anspruch auf die bisherige 

Zulage nach § 16 Abs. 7 in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fas-
sung sind stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückge-
legten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 14 übergeleitet. 
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(2)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die keine beson-
deren Stufenregelungen gelten, sind stufengleich und unter Mitnahme der 
in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 9b über-
geleitet. 

(3) 1Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des 
Anhangs zu § 20 des Teils I der KAVO in der bis zum 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung die Stufe 5 Endstufe ist, sind stufengleich und unter 
Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgelt-
gruppe 9a übergeleitet. 2Ist bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die am 
31. Dezember 2018 der Stufe 4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. 
Januar 2019 in die Entgeltgruppe 9a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der 
Stufe 5 erfüllt, werden sie der Stufe 5 zugeordnet. 3Ist in der bisherigen 
Stufe 4 eine über vier Jahre hinausgehende Stufenlaufzeit zurückgelegt, 
wird die darüber hinaus zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit 
in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 9a angerechnet. 

 4Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die aus der Entgeltgruppe 9 in die Ent-
geltgruppe 9a übergeleitet werden und aufgrund der Überleitung ein ge-
ringeres Tabellenentgelt erhalten, wird eine Besitzstandzulage gewährt. 
5Die Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Unterschiedsbe-
trag zwischen dem am 1. Dezember 2018 zustehenden Tabellenentgelt 
und dem Tabellenentgelt nach der Überleitung zum 1. Januar 2019. 6Än-
derungen im Beschäftigungsumfang sind bei der Berechnung der Zulage 
entsprechend zu berücksichtigen. 7Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhö-
hungen des Entgeltes durch Stufenaufstiege und Höhergruppierungen so-
wie Zulagen gemäß § 18 Abs. 2 KAVO sind auf die Besitzstandszulage in 
voller Höhe anzurechnen. 

Protokollerklärung zu den Absätzen 2 und 3: 
Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unbe-
rührt. 

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 7:  
Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltanpassungen, die nach 
dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Dezember 2020 erfolgt sind.  
 
(4) 1Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des 

Anhangs zu § 20 des Teils I KAVO in der bis zum 31. Dezember 2018 gel-
tenden Fassung die Stufe 4 Endstufe ist, sind stufengleich und unter Mit-
nahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die 
Entgeltgruppe 9a übergeleitet.  

(5)  Fallen am 1. Januar 2019 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung 
nach § 29 Abs. 1 zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschlie-
ßend die Höhergruppierung. 

(6) 1Bei Höhergruppierungen nach § 29 Abs. 1 wird der Unterschiedsbetrag 
zum bisherigen Entgelt auf den Strukturausgleich nach § 9 angerechnet. 
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2Dies gilt auch für Höhergruppierungen in die Entgeltgruppe 9c. 3Eine 
Überleitung in die Entgeltgruppen 9a, 9b oder 14 nach den Absätzen 1 bis 
4 gilt nicht als Höhergruppierung. 

 
9. Die Anlage 13a zur KAVO wird unter Beibehaltung der Bezeichnung gestrichen. 

 
10. Die Anlage 13c zur KAVO wird unter Beibehaltung der Bezeichnung gestrichen. 

 
 
 

IV. Inkraftsetzung 
 
Die Regelungen in den Abschnitten I bis III treten rückwirkend zum 1. Januar 2019 in 
Kraft, mit Ausnahme der Regelungen in Abschnitt I Nr. 8 Buchstaben a, b, c, d und in 
Abschnitt III Nr. 5 Buchstabe a und Nr. 8 Buchstaben a und b, die zum 1. März 2019 in 
Kraft treten sowie den Regelungen in Abschnitt I Nr. 9 Buchstabe a, b, c und Nr. 12, 
die zum 1. Januar 2020 in Kraft treten.  
 
 
Trier, den 10. Dezember 2020 
 
 
      (LS) 
 
Dr. Stephan Ackermann 
Bischof von Trier 


